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Deutſches Reich. 


Verordnung, betreffend Abänderungen und Ergänzungen der Te⸗ 
legraphenordnung vom 21. Juni 1872, und der Verordnung vom 
24. Januar 1876, betreffend Abänderungen und Ergänzungen 
der Telegraphenordnung vom 21. Juni 1872. 
Vom 26. Auguſt 1877. 


1) Aufgabe von Telegrammen. 


Im Deutſchen Reichs-Poſt⸗ und Telegraphengebi iete können 
Telegramme auch bei den Bahnpoſten, und zwar in der Regel 


mittelſt der Dre einiwürje,.an Poſtwagen At ben Bef N 
ingeliefert, ſowis den Tele 
graphenboten und den Sandbriefträgern bei der Befielung von 


Telegrammen oder Poſtſendungen zur Beſorgung der Aufgabe 
übergeben werden. Ferner können an größeren Verkehrsorten 
ſämmtliche Poſtanſtalten, auch wenn mit dieſen eine Telegra⸗ 
phen⸗Betriebsſtelle nicht verbunden iſt, zur Annahme von Te⸗ 
legrammen ermächtigt und kann die Benutzung der Briefkaſten 
zur Auflieferung von Telegrammen geſtattet werden. 

Bei der Mitnahme der Telegramme durch die Telegraphen⸗ 
boten und die Landbriefträger kommt eine Zuſchlagsgebühr von 
10 Pf. für jedes Telegramm zur Erhebung. 

2) Weiterbeförderung. 

Die Weiterbeförderung von Telegrammen über die Tele⸗ 
graphenlinien hinaus erfolgt nach Wunſch des Abſenders ent⸗ 
weder durch die Poſt mittels eingeſchriebenen oder gewöhnlichen 
Briefes, oder durch Eilboten oder durch Poſt und Eilboten, 
oder durch Eſtafette. 

Der Aufgeber hat die Art der von ihm verlangten Wei⸗ 
terbeförderung in einem tarpflichtigen Zuſatze vor der Adreſſe 
anzugeben. Das Verlangen der Weiterbeförderung mittels ge⸗ 
wöhnlichen Briefes kann durch den als ein Taxwort geltenden 
Vermerk (P. U.) ausgedrückt werden. 

Die Koſten für Weiterbeförderung durch Eſtafette ſind ſtets 
vom Aufgeber zu entrichten. Wenn die Weiterbeförderung ei⸗ 
nes Telegrammes über den Orts-Beſtellbezirk einer Telegra⸗ 
phenanſtalt hinaus als uneingeſchriebener Brief ſtattfindet, ift 
nur das Porto für einen gewöhnlichen Brief zu entrichten. 

3) Erſtattung von Gebühren für Antwort3- 

Telegramme. 

Die Erſtattung der nicht zur Verwendung gekommenen Ge⸗ 

bühren, welche für vorausbezahlte Antworts-Telegramme hin⸗ 


terlegt waren, kann nur an den Aufgeber des Urſprungs-Te⸗ 
legrammes und auf Verfügung des General: Telegraphen-Am- 
tes erfolgen. 

4) Telegrammbeſtellung. 

Die Telegramme werden bei der Aufnahme, bezw. gleich 
nach der Ankunft bei der Adreßanſtalt adreſſirt, wenn die of⸗ 
fene Beſtellung nicht ausdrücklich verlangt iſt, verſchloſſen und 
erforderlichen Falles mit Empfangsſcheinen verſehen. 
Empfangsſcheine werden nur ausgeſtellt für: 


yore; 


dringende Telegramme, 
Telegramme mit bezahlter Antwort, 
Telegramme mit bezahlter Empfangsanzeige und 
telegraphiſche Poſt⸗Anweiſungen. 

Das Nachtelegraphiren von Telegrammen findet, auch ohne 
daß es ausdrücklich verlangt worden, ſtatt, ſofern der neue 
Aufenthaltsort des Adreſſaten unzweifelhaft bekannt iſt und ſich 
am neuen Adreßorte eine Reichs⸗Telegraphenanſtalt befindet. 

Endlich kann Jedermann, erforderlichen Falls nach gehö⸗ 
rigem Ausweiſe (auch brieflich), verlangen, daß die bei einem 
Telegraphenamte ankommenden und in deſſen Beſtellbezirk ihm 
zuzuſtellenden Telegramme an eine von ihm angegebene Adreſſe 
beſtellt bezw. weiter befördert werden. 

5) Beſtellung durch Telegraphenboten. 

Staats- ſowie Dienſt⸗ und dringende Privat⸗Telegramme, 
welche dem Boten als ſolche Seitens des abfertigenden Beam⸗ 
ten bezeichnet werden, ſind mit Vorrang vor anderen Tele⸗ 
grammen zu beſtellen. Sofern Privatbriefkaſten oder Einwürfe 
ſich an der Thür ꝛc. des Empfängers befinden, können die Te⸗ 
gramme, für welche Empfangsſcheine nicht ausgeſtellt ſind, in 
jene Briefkaſten ꝛc. geſteckt werden. 

Telegramme, welche den Vermerk „eigenhändig“ tragen, 
ſind ſtets an den Empfänger ſelbſt zu beſtellen. 

Telegramme, welche die Bezeichnung „bahnhoflagernd“ 
tragen, werden an den Bahnhofsvorſteher oder deſſen Stellver⸗ 
treter abgegeben. 

Iſt weder der Empfänger, noch ſonſt Jemand aufzufinden, 
der das Telegramm annimmt, ſo hat der Bote, wenn es ſich 
um ein Telegramm handelt, für welches ein Empfangsſchein 
ausgefertigt iſt, oder wenn ſich für die Beſtellung eines Tele⸗ 
grammes ohne Empfangsſcheſg ein Privatbriefkaſten oder ein 
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anderer Weg der Beſtellung nicht darbietet, einen Benachrichti⸗ 
gungszettel in der Wohnung ꝛc. des Empfängers zurückzulaſſen, 
bezw. an die Eingangsthür anzuheften, das Telegramm ſelbſt 
aber zum Amte zurückzubringen. Mit den Telegrammen, welche 
mit einem Vermerke wegen der eigenhändigen Beſtellung vers 
ſehen find, iſt in gleicher Weiſe zu verfahren, wenn der bezeich⸗ 
nete Empfänger ſelbſt nicht angetroffen wird. 
6) Unbeſtellbare Telegramme. 

Von der Unbeſtellbarkeit eines Telegrammes und den Grün⸗ 
den der Unbeſtellbarkeit wird dem Aufgabeamte telegraphiſche 
Meldung gemacht. Liegt für die Unbeſtellbarkeit eines Tele⸗ 
grammes ein Grund vor, welcher nicht ohne Weiteres aus 
dienſtlicher Veranlaſſung beſeitigt werden kann und muß, und 
iſt der Abſender des unbeſtellbaren Telegrammes aus der Un⸗ 
terſchrift oder auf andere Weiſe mit genügender Sicherheit be⸗ 
kannt, dann wird die Unbeſtellbarkeitsmeldung dieſem gegen 
Bezahlung einer Gebühr von 30 Pf. übermittelt. 

7) Zeitpunkt der Einführung und Geltungsbereich. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. September 1877 
in Kraft. Für den inneren Verkehr der Königreiche Bayern 
und Württemberg, ſowie für den Wechſelverkehr dieſer beiden 
Staaten findet dieſelbe nicht Anwendung. 

In Bezug auf den telegraphiſchen Verkehr mit dem Aus⸗ 
lande kommen die Beſtimmungen der bezüglichen Telegraphen⸗ 
Verträge zur Anwendung. 

Berlin, den 26. Auguſt 1877. 

Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Stephan. 


Königreich Preußen. 
Geſetz, betreffend das Hinterlegungsweſen. Vom 19. Juli 1875. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages 
der Monarchie, was folgt: 

Erſter Abſchnitt. 

Beſtimmungen für die Landestheile, in welchen die 
Depoſitalordnung vom 15. September 1783 gilt, mit 
Ausſchluß der Gebietstheile der Provinz Hannover. 

§. 1. Mit dem 1. Januar 1876 gehen die Vermögensbe⸗ 
ſtände der ſämmtlichen Generaldepoſitorien in das Eigenthum 
des Staates über. Dieſelben werden unter dem Namen Hin⸗ 
terlegungsfonds zu einem beſonderen, von dem übrigen 
Staatsvermögen getrennt zu haltenden Fonds vereinigt. 

Zu dieſem Fonds ſind auch die, von dem bezeichneten Zeit⸗ 
punkte ab bei den Depoſitorien eingehenden baaren Gelder 
($. 31, Titel 1 der Depoſitalordnung) zu vereinnahmen. 

§. 2. Ein beſonderes Geſetz wird die Grundſätze und Or— 
gane der Verwaltung des Hinterlegungsfonds feſtſtellen. 

Bis zum Erlaſſe dieſes Geſetzes erfolgt die Verwaltung von 
dem Finanzminiſter durch die von demſelben zu beſtimmenden 


Organe für Rechnung der Staatskaſſe nach Maßgabe der Bes 
ſtimmung, welche der Hinterlegungsfonds hat, und der Ber: 


pflichtungen, welche aus demſelben zu erfüllen ſind. 

Dem Landtage iſt für jedes Jahr ein Bericht über die Ver⸗ 
waltung vorzulegen. 

§. 3. Die Staatskaſſe haftet dem zum Empfange hinter⸗ 
legter Gelder Berechtigten für das Kapital zu dem hinterlegten 
Betrage und für die Zinſen. 

§. 4. Die Beſtimmungen des Prozentſatzes, zu welchem 
die hinterlegten Gelder verzinſt werden, erfolgt durch Königliche 


Verordnung. In gleicher Weiſe kann der beſtimmte Prozent⸗ 
ſatz für die Folgezeit erhöht oder herabgeſetzt werden. 

Beträge unter dreißig Mark werden nicht verzinſt, höhere 
Beträge nur inſoweit, als ſie mit zehn theilbar ſind. 

Der Beginn des Zinſenlaufes und der Endtermin der Ver⸗ 
zinſung beſtimmen ſich nach den Vorſchriften des $. 19 der Ber: 
ordnung vom 18. Juli 1849 (Geſetzſamml. S. 295). 

Die Berechnung der Zinſen geſchieht am Jahresſchluſſe, 
oder wenn ein Abſchluß der Maſſe erfolgen muß. 

F. 5. Die Verzinſung hinterlegter Gelder, welche zu einem 
von einem Vormunde oder Pfleger verwalteten Vermögen ge— 
hören und zur Zeit des Ueberganges der Vermögensbeſtände 
der Generaldepoſitorien auf den Staat zu einem höheren, als 
dem nach 8. 4 zu gewährenden Prozentſatze verzinſt werden, er⸗ 
folgt nach dem Prozentſatze, welchen ſie in dieſem Zeitpunkte ge⸗ 
nießen, und, ſofern ſie alsdann in den Depoſitalbüchern bei 
der Pfand⸗ oder der Rentenbriefsmaſſe oder bei einer Hypothek 
angeſchrieben ſind, in halbjährigen Terminen. Im Uebrigen 
finden die Vorſchriften des §. 4 auf dieſe Gelder gleichfalls An⸗ 
wendung. 

§. 6. Bis auf Weiteres bleiben die gerichtlichen Depoſi⸗ 
torien und die auf deren Einrichtung und auf das Verfahren bei 
denſelben bezüglichen Vorſchriften beſtehen, ſoweit nicht Abwei⸗ 
chungen aus den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſich ergeben. 

Insbeſondere wird, wenn Gelder von den Betheiligten an⸗ 
genommen oder an dieſelben ausgezahlt werden ſollen, das De⸗ 
poſitalmandat nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften von 
dem Gerichte erlaſſen. 

In den Angelegenheiten, welche die Verwaltung des im 
$. 1 bezeichneten Fonds betreffen, haben die gerichtlichen De⸗ 
poſitalbeamten den Requiſitionen der Verwaltungsbehörde Folge 
zu leiſten. Der Erlaß des Depoſitalmandates in dieſen Ange⸗ 
legenheiten erfolgt durch die Verwaltungsbehörde. 

§. 7. Die Vorſchriften des §. 391 des Anhanges zur All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung und des §. 108 der Grundbuchordnung 
werden durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt. 

§. 8. Im Falle der Hinterlegung von Werthpapieren find 
die Depoſitalbeamten nicht verpflichtet: 

1) die Auslooſung oder Kündigung der Werthpapiere 
zu überwachen; 

2) für die Einziehung neuer Zins- oder Dividendenſcheine 
oder der Beträge fälliger Zins: oder Dividendenſcheine 
von Amtswegen zu ſorgen. 

8.9. Die Vorſchrift des §. 1 Abſatz 2 des Geſetzes, be 
treffend die Ueberſendung von Geld und geldwerthen Papieren 
aus den Depoſitorien an die Empfänger durch die Poſt vom 
8. Juli 1865 (Geſetzſamml. S. 761) wird dahin abgeändert, 
daß die Ueberſendung durch die Poſt ohne Antrag des Em⸗ 
pfängers geſchehen darf, wenn der Betrag dreihundert Mark 
nicht überſteigt. 

8.10. Die den Beſtimmungen der SS. 1 bis 6, 8 und 9 
entgegenſtehenden Vorſchriften, insbeſondere die Vorſchriften der 
Depoſitalordnung über die Unterbringung und Ausleihung der 
Depoſitalgelder, ſowie über die Theilnahme der einzelnen Ma‘: 
fen an Vermögensſtücken des General⸗Depoſitoriums treten 
außer Kraft. 

Zweiter Abſchnitt. 
Beſtimmungen für den Bezirk des Appellationsge— 
richtshofes zu Köln. 

§. 11. Wenn Werthpapiere oder Koſtbarkeiten nach Maß⸗ 
gabe des 8. 60 der Vormundſchaftsordnung in Verwahrung ge: 
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nommen werden ſollen, ſo erfolgt die Verwahrung, ſofern ſie 


nicht bei der Reichsbank geſchieht, durch Hinterlegung bei der 
Hauptkaſſe derjenigen Regierung, in deren Bezirk das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ſeinen Sitz hat. 

§. 12. Die Hinterlegung geſchieht auf Grund einer dem 
Vormunde oder Pfleger von dem Vormundſchaftsgerichte zu er⸗ 
theilenden Anweiſung. 

8.13. Die Anweiſung muß, wenn ſie auf Hinterlegung 
von Werthpapieren gerichtet iſt, enthalten: 

1) den Namen, Stand und Wohnort des Vormundes 
oder Pflegers; 

2) den Namen, den Wohnort und, ſoweit es geſchehen 
kann, das Alter und den Stand des Mündels oder 
die Bezeichnung der Angelegenheit, in welcher die 
Hinterlegung erfolgen ſoll; 

3) die Angabe des Grundes, aus welchem die Vor⸗ 
mundſchaft oder die Pflegſchaft eingeleitet worden iſt; 

4) die Bezeichnung der Werthpapiere nach Gattung, 
Nummern und Betrag, ſowie nach den etwaigen ſon— 
ſtigen Unterſcheidungsmerkmalen; 

5) falls mit den Werthpapieren die dazu gehörigen Ta⸗ 
lons oder Zins- oder Dividendenſcheine in Verwah⸗ 
rung gegeben werden ſollen, eine hierauf bezügliche 
Angabe; 

6) die Bezeichnung der Regierungshauptkaſſe, bei wel⸗ 
cher die Hinterlegung erfolgen ſoll. 

Sollen Talons oder Zins- oder Dividendenſcheine zu 
Werthpapieren, welche bei der Kaſſe ſich bereits in Verwahrung 
befinden, hinterlegt werden, ſo genügt ſtatt der in den Ziffern 
2, 3 und 4 vorgeſchriebenen Angabe eine Bezugnahme auf die 
in Betreff der Werthpapiere ſelbſt ertheilte Anweiſung. 

§. 14. Wenn Koſtbarkeiten hinterlegt werden ſollen, ſo 
muß die Anweiſung enthalten: 

1) die Bezeichnung derſelben nach Gattung und Stoff, 
ſowie nach den ſonſtigen etwaigen Unterſcheidungs⸗ 
merkmalen und beſonderen Eigenſchaften, 

2) die in den Ziffern 1, 2, 3 und 6 des vorſtehenden 
Paragraphen vorgeſchriebenen Angaben. 

§. 15. Die Uebergabe zur Hinterlegung kann bei der Kaſſe 
oder mittelſt portofreier Ueberſendung an dieſelbe durch die Poſt 
geſchehen. 

9. 16. Bei der Uebergabe iſt die Anweiſung ($$. 12 bis 
14) nebſt einer Abſchrift derſelben vorzulegen oder mit der zu 
hinterlegenden Sache einzuſenden. Die Kaſſe behält die Ab⸗ 
ſchrift zurück und beſcheinigt auf der Anweiſung die erfolgte 
Hinterlegung. 

9. 17. Eingehende Koſtbarkeiten kann die Kaffe durch ei⸗ 
nen Sachverſtändigen abſchätzen oder Behufs der Feſtſtellung 
ihrer Beſchaffenheit und ihres Zuſtandes beſichtigen laſſen. 

Der Beſcheinigung über die erfolgte Hinterlegung iſt ſodann 
eine Abſchrift des Gutachtens beizufügen, und daß dies geſche— 
hen, in der Beſcheinigung zu vermerken. 

Die durch die Abſchätzung oder Beſichtigung veranlaßten 
Koſten hat die Perſon, für welche die Hinterlegung erfolgt, 
zu tragen. 

Die Einziehung der Koſten geſchieht in dem für die Bei⸗ 
treibung der öffentlichen Abgaben vorgeſchriebenen Verfahren; 
vor Erſtattung derſelben kann die Zurückgabe der hinterlegten 
Sache nicht beanſprucht werden. 


§. 18. Der Antrag auf Zurückgabe iſt bei der Kaſſe ſchrift⸗ 
lich einzureichen. Demſelben iſt der Nachweis der Berechtigung 
zur Empfangnahme beizufügen. Die Kaſſe hat binnen einer 
Woche den Antragſteller aufzufordern, die hinterlegte Sache in 
Empfang zu nehmen, oder ihn von dem, der Zurückgabe an 
ihn entgegenſtehenden Bedenken oder Hinderniß in Kenntniß 
zu ſetzen. 

Die Zurückgabe iſt, ſofern es beantragt wird, bei einer 
dem Wohnorte des Empfängers nahe gelegenen oder einer ſon— 
ſtigen, in dem Antrage zu bezeichnenden Steuerkaſſe zu bewir⸗ 
ken. Die Ueberſendung an die Steuerkaſſe geſchieht auf Ko⸗ 
ſten und Gefahr des Empfängers oder der von demſelben ver— 
tretenen Perſon durch die Poſt. Zur Deckung der Koſten der 
Ueberſendung kann ein Vorſchuß verlangt und von der Leiſtung 
deſſelben die Ueberſendung abhängig gemacht werden. Auf die 
Koſten finden die Vorſchriften des letzten Abſatzes des vorſte⸗ 
henden Paragrapen Anwendung. 

§. 19. Abgeſehen von einem der Kaffe etwa zugeſtellten 
Arreſt oder ſonſtigen Einſpruch erfolgt die Zurückgabe giltig: 

1) während der Dauer der Vormundſchaft oder Pfleg- 
ſchaft an den Vormund oder Pfleger mit Genehmi- 
gung des Vormundſchaftsgerichtes; 

2) nach der Endigung der Vormundſchaft oder Pfleg- 
ſchaft an die nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes über die Zurückgabe freiwillig hinterlegter 
Sachen zum Empfange berechtigte Perſon (Artikel 
1941, 1937 ff. des bürgerlichen Geſetzbuches). 

Die Kaſſe kann behufs des Nachweiſes der Endigung der 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft die Beibringung einer Beſchei⸗ 
nigung des Vormundſchaftsgerichtes verlangen. 

9. 20. Auf die Regierungshauptkaſſen, ſoweit dieſelben nach 
dieſem Geſetze Sachen verwahren, finden der $. 8 dieſes Geſet⸗ 
zes, ſowie die $$. 10, 12, 13, 14, 16 und 17 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Errichtung einer Depoſitenkaſſe für den Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Köln, vom 24. Juni 1861 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1862, S. 1) entſprechende Anwendung. s 


Dritter Abſchnitt. 
Beſtimmungen für den Bezirk des Appellationsge— 
richtes in Wiesbaden. 

8.21. Wenn: 

1) Werthpapiere auf Inhaber, 

2) Werthpapiere auf Namen, auf welche die Zahlung 

dem Inhaber geleiſtet werden kann, 

3) Koſtbarkeiten 
gerichtlich in Verwahrung genommen werden ſollen, ſo erfolgt 
die Verwahrung, ſofern fie nicht in Gemäßheit des §. 60 der 
Vormundſchaftsordnung bei der Reichsbank geſchieht, durch Hin⸗ 
terlegung bei der Hauptkaſſe der Regierung in Wiesbaden. 

§. 22. Die Annahme zur Hinterlegung und die Heraus⸗ 
gabe hinterlegter Sachen ($. 21) geſchieht auf Requiſition des 
zuſtändigen Gerichtes. 

8.23. Auf die Regierungshauptkaſſe in Wiesbaden, ſo⸗ 
weit dieſelbe nach dieſem Geſetze Sachen verwahrt, finden der 
8.8, ſowie der erſte Abſatz und die beiden letzten Abſätze des 
8. 17 dieſes Geſetzes entſprechende Anwendung. 

§. 24. Die Werthpapiere, welche auf Verfügung eines dem 
Bezirke des Appellationsgerichtes in Wiesbaden angehörigen Ge= 
richtes bei der Hauptdepoſitenkaſſe in Kaſſel hinterlegt ſind, 
ſind an die Regierungshauptkaſſe in Wiesbaden abzugeben. 
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Vierter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 25. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1876 in Kraft. 
Mit der Ausführung deſſelben werden der Juſtizminiſter 
und der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben den 19. Juli 1875. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 


Friedenthal. 


Revidirte Statuten der Lehrerwittwen⸗Kaſſe des Königlichen Frie⸗ 
drich⸗Wilhelms⸗Gymnaſiums und der Königlichen Real“, Eliſa⸗ 
beth⸗ und Vorſchule zu Berlin. Vom 25. November 1876. 

§. 1. Gründung und Zweck. Die Lehrer des König⸗ 
lichen Friedrich-Wilhelms⸗Gymnaſiums, der Königl. Real-, Eli⸗ 
ſabeth- und Vorſchule zu Berlin haben unter dem 6. März 
1853 eine am 1. Juli deſſelben Jahres ins Leben getretene 
Kaſſe gegründet, welche den Zweck hat, ihre Wittwen mit jähr⸗ 
lichen Penſionen (Unterſtützungen) zu verſorgen. Das Domi⸗ 
zil der Kaſſe iſt Berlin. 

§. 2. Mitglieder der Kaffe. Jeder an einer der vier 
Anſtalten etatsmäßig und mit Penſionsberechtigung angeſtellte 
Lehrer iſt berechtigt Mitglied der Kaſſe zu werden, hat ſich je⸗ 
doch innerhalb ſechs Wochen nach ſeiner Anſtellung an einer 
dieſer Anſtalten ſchriftlich zu erklären, ob er Mitglied der Kaſſe 
werden will oder nicht. 

Erfolgt die Bewerbung um die Mitgliedſchaft erſt nachher, 
ſo hat die Generalverſammlung der Mitglieder über die Zu⸗ 
laſſung des Bewerbers zu beſchließen. — Die Zuläſſigkeit iſt 
aber auch dann noch an die Bedingung geknüpft, daß der Be⸗ 
werber die ſeit dem Tage ſeiner Anſtellung an einer der vier 
Anſtalten von einem einzelnen Mitgliede gezahlten Beiträge ſo⸗ 
wie das Antrittsgeld nebſt 5% Verzugszinſen auf einmal an 
die Kaſſe entrichtet. 

8.3. Aufhören der Mitgliedſchaft. 
ſchaft und jeder Anſpruch an die Kaſſe erliſcht 

1) durch freiwilligen, ſchriftlich anzuzeigenden Austritt, 

2) durch dreimaliges kontinuirliches Unterlaſſen der Zahlung 
fälliger Beiträge, 

3) durch Anſtellung an einer anderen Anſtalt, 

4) durch Amtsentſetzung. 

Emeritirten Mitgliedern jedoch bleibt die Mitgliedſchaft bei 
regelmäßiger Zahlung der Beiträge ausdrücklich vorbehalten. — 
Verläßt ein ſolches Mitglied Berlin, ſo iſt es verpflichtet, dem 
Verwaltungsrathe der Kaſſe ſchriftlich einen Bevollmächtigten 
namhaft zu machen, der die fällig werdenden Beiträge im Na⸗ 
men und auf Gefahr des Vollmachtgebers leiſten ſoll. Zu 
Korrespondenzen in ſolchen Angelegenheiten iſt die Kaſſe nicht 
verpflichtet. 

8.4. Einnahmen der Kaſſe. 

A. Jedes Mitglied der Kaſſe zahlt 

1) bei feiner Aufnahme ein Antrittsgeld von zwölf 
Reichsmark, 

2) einen jährlichen Beitrag von ebenfalls zwölf Reichs⸗ 
mark in vierteljährlichen Raten pränumerando im zwei⸗ 
ten Monate des Jahresquartals. 

B. Neuangeſtellte Lehrer, welche Mitglieder zu werden wün⸗ 
ſchen, haben, wenn ſie das vierzigſte Lebensjahr über⸗ 


Die Mitglied⸗ 


ſchritten haben, ein Antrittsgeld von 100 Reichsmark und, 
wenn ſie älter als funfzig Jahre ſind, ein ſolches von 
200 Reichsmark in höchſtens vier Terminen zu entrichten. 
Benutzen ſie die Vergünſtigung der Theilzahlung, ſo ha⸗ 
ben ſie über den Reſt einen Schuldſchein auszuſtellen, 
für welchen, wenn der Tod vor deſſen Einlöſung eintritt, 
die Erben haften. 

C. Wittwer oder Geſchiedene, die eine neue Ehe ſchließen, ha⸗ 
ben in Beziehung auf dieſe nur dann das Recht zur Mit⸗ 
gliedſchaft, wenn ſie auch während der Eheloſigkeit die 
Beiträge regelmäßig gezahlt haben. Iſt dies nicht ges 
ſchehen, ſo finden die Beſtimmungen des 8. 2 Alinea 2 
auf ſie Anwendung. Iſt die Frau mehr als zehn Jahre 
jünger als ſie, ſo haben ſie ein außerordentliches An⸗ 
trittsgeld von 200 Reichsmark zu entrichten, wobei die 
oben (§. 4 B.) angeführten Vergünſtigungen und Regeln 
gelten. — Iſt der Mann aber mehr als 15 Jahr älter 
als die Frau, ſo iſt eine mit Rechten für letztere verbun⸗ 
dene Mitgliedſchaft überhaupt nicht zuläſſig. 

D. Im Falle der Eheſcheidung eines Mitgliedes ſoll dieſes, 
wenn die Frau nicht für den ſchuldigen Theil gerichtlich 
erkannt iſt, verpflichtet bleiben, die Beiträge für die ge⸗ 
ſchiedene Ehefrau auch ferner zu zahlen. Kommt daſſelbe 
dieſer Verpflichtung jedoch nicht nach, jo ſoll deſſen ge— 
ſchiedene Ehefrau berechtigt ſein, bis zu ſeinem Tode die 
Beiträge zur Kaſſe ſtatt ſeiner zu zahlen, um ſich die Pen⸗ 
ſion zu ſichern. — Verheirathet ein ſolches Mitglied 
ſich wieder, ſo iſt daſſelbe verpflichtet, nicht nur eventuell 
die unter C. genannten Zahlungen zu leiſten, ſondern 
auch für die zweite Frau, falls ſie dereinſt der Wohlthat 
dieſer Kaſſe theilhaftig werden ſoll, nicht nur die Jah⸗ 
resbeiträge zu zahlen, ſondern auch das Antrittsgeld und 
ſämmtliche Beiträge vom Tage ſeines Eintrittes in die 
Anſtalt an ſammt den Zinſen zu 5% zu entrichten. 

Jede nur einfach geleiſtete Zahlung wird in dieſem 
Falle als für die geſchiedene Frau entrichtet angeſehen 
ganz ohne Rückſicht auf die Bezeichnung oder Benennung, 
die der Zahlende ſeiner Zahlung geben möchte. — Ber: 
heirathet die Geſchiedene ſich wieder, jo iſt ihr Ver⸗ 
hältniß zur Kaffe damit gelöft, und fie hat keinerlei un⸗ 
ſpruch an dieſelbe zu erheben. 

§. 5. Ausgaben der Kaſſe. 

A. Die den Wittwen ehemaliger Mitglieder in jedem Jahre 
aus der Kaſſe zu zahlende Penſion beträgt die Summe 
der im vorhergegangenen Jahre eingegangenen Bei: 
träge der Mitglieder und der Zinſen des Stammkapita⸗ 
les dividirt durch die Zahl der vorhandenen Wittwen 
(A+ZW) unter Abrundung auf volle Mark, dergeitalt, 
daß bei der Repartition überſchießende Pfennige fortges 
laſſen werden. Ab⸗ und Zugang von Wittwen im Laufe 
des Jahres bleiben auf die Höhe der im Anfange des 
Jahres feſtgeſtellten Penſion ohne Einfluß. Die durch 
den Hinzutritt von Wittwen im Laufe des Jahres über 
die Geſammtſumme der vorjährigen Beiträge und Zinſen⸗ 
Einnahmen hinaus geleiſteten Penſions-Zahlungen müſ⸗ 
ſen jedoch im folgenden Jahre von der zu Penſionen 
zu verwendenden Summe vorweg in Abzug gebracht wer⸗ 
den, jo daß nur die verbleibende Summe zu Penſions— 
zahlungen verwendet werden darf. Auf die durch den 
Abgang von Wittwen im Laufe des betreffenden Jahres 
eintretenden Erſparniſſe haben die übrigen Wittwen kei⸗ 
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nen Anſpruch, ſondern dieſe fließen den übrigen zur Ver⸗ 
mehrung des Stammkapitales beſtimmten Einnahmen zu. 

Die Zahlung der Penſionen an die Wittwen er⸗ 
folgt am 2. Januar, am 1. April, am 1. Juli und am 
1. Oktober jedes Jahres in vierteljährlichen Raten pränu⸗ 
merando; die Berechtigung neu eintretender Witwen be⸗ 
ginnt jedoch ſchon am 1. Tage nach Ablauf der Gnadenzeit. 

Uebergangsbeſtimmung. Für die fünf Jahre 
1876-1880 wird die Zahl der Wittwen bei obiger Be⸗ 
rechnung auf Zwanzig angenommen und der nicht zur 
Auszahlung kommende Betrag zum Kapitale geſchlagen. 
In der Generalverſammlung des Jahres 1881 ſoll über 
dieſen Punkt ein weiterer Beſchluß gefaßt werden. 

B. Anderweitige Ausgaben zu machen iſt die Kaſſe nur 
auf Grund des Etats oder ausdrücklicher, den Statuten 
nicht widerſprechender Generalverſammlungsbeſchlüſſe be⸗ 
fugt. In keinem Falle aber und unter keinem Vorwande 
darf das Stammkapital je angegriffen oder zu anderen 
Zwecken verwendet werden. 

§. 6. Verwaltung der Kaſſe. Die Kaſſe wird ver⸗ 
waltet von dem Verwaltungsrathe. Derſelbe beſteht 

1) aus dem Vorſitzenden, 
2) aus dem Stellvertreter des Vorſitzenden, 
3) aus dem Rendanten, 

4) aus je einem Mitgliede der vier Lehrerkollegien. 

Der Vorſitzende, der Stellvertreter deſſelben und der Ren⸗ 
dant werden von der Generalverſammlung in ihrer Februar⸗ 
ſitzung aus der Zahl der Kaſſenmitglieder nach einfacher Stim⸗ 
menmehrheit auf je vier Jahre gewählt. Bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet das Loos. 
glieder des Verwaltungsrathes werden ebenſo von den Kaſſen⸗ 
Mitgliedern des bezüglichen Lehrerkollegiums gewählt und in 
der erſten Generalverſammlung des Jahres namhaft gemacht. 
Jedes Jahr ſcheidet eins dieſer zuletzt erwähnten vier Mitglie⸗ 
der aus, und ein neu gewähltes aus derſelben Anſtalt tritt in 
den Verwaltungsrath ein; jedoch iſt das ausgeſchiedene Mit⸗ 
glied wieder wählbar. Das Ausſcheiden erfolgt ſo, daß zuerſt 
das Mitglied des Gymnaſiums, dann das der Realſchule, hier⸗ 
auf das der Eliſabethſchule und zuletzt das der Vorſchule austritt. 

Der Verwaltungsrath führt den Namen: „Verwal- 
tungsrath der Wittwenkaſſe des Königlichen Frie— 
drich-Wilhelms-Gymnaſiums, der Königl. Real-, 
Eliſabeth- und Vorſchule zu Berlin.“ 

Alle Stellen in demſelben ſind Ehrenämter. Er beſorgt 
alle Angelegenheiten dieſer Wittwenkaſſe, über welche die Ent⸗ 
ſcheidung nicht ausdrücklich der Generalverſammlung vorbehal— 
ten iſt. In allen das Vermögen der Kaſſe betreffenden gericht⸗ 
lichen und außergerichtlichen Angelegenheiten, einſchließlich derje⸗ 
nigen, welche nach dem Geſetze eine Spezial⸗Vollmacht erfordern, 
iſt der Verwaltungsrath deren legitimirter Bevollmächtigter und 
hat die Rechte und die Pflichten der Geſellſchaft überall in Ge⸗ 
mäßheit der Statuten zu vertreten. Seine Legitimation em⸗ 
pfängt derſelbe durch das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium. 
Auch iſt er ermächtigt, ein einzelnes ſeiner Mitglieder oder ei⸗ 
nen Rechtsanwalt zu ſubſtituiren. 
ſtens einmal im Jahre eine außerordentliche Kaſſen-Reviſion 
zu veranſtalten. Die Richtung für die Rechnungsführung und 
Verwaltung der Wittwenkaſſen⸗Angelegenheiten giebt der jedes⸗ 
malige Etat, welcher von fünf zu fünf Jahren neu angefertigt 
wird. Die Belegung der Kapitalien geſchieht nach Maßgabe 
des §. 39 der Vormundſchafts-Ordnung vom 5. Juli 1875. 


Die oben unter 4 genannten Mit⸗ 


Auch liegt ihm ob, wenig⸗ 


8.7. Die Generalverſammlung. Die Verwaltung 
der Kaſſe wird kontrolirt durch die Generalverſammlung. 

Die Generalverſammlung wird jährlich wenigſtens 
einmal, und zwar im Monat Februar, im Auftrage des Ver⸗ 
waltungsrathes durch den Rendanten einberufen. Die Einla⸗ 
dung erfolgt ſchriftlich, ſpäteſtens acht Tage vor dem anbe⸗ 
raumten Termine, enthält die Tagesordnung und die vorher 
bei dem Verwaltungsrathe angebrachten, genau formulirten et⸗ 
waigen Anträge einzelner Mitglieder, desgleichen die Verwar⸗ 
nung, „im Falle des Nichterſcheinens werde angenommen, daß 
der Ausbleibende ſich der Stimmenmehrheit unterwerfe“, und 
wird von jedem Mitgliede mit vollſtändig ausgeſchriebenem Na⸗ 


men unterſchrieben. In der Generalverſammlung entſcheidet die 


einfache Stimmenmehrheit und im Falle der Stimmengleichheit 
das Loos. 

Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Vorſit⸗ 
zende des Verwaltungsrathes, eventuell deſſen Stellvertreter. 
Die Gegenſtände, mit denen die Generalverſammlung ſich zu 
befaſſen hat, find: 1) die Wahl des Rendanten und der Mit- 
glieder des Verwaltungsrathes; 2) die Aufnahme und die Aus⸗ 
ſchließung von Mitgliedern; 3) die Bewilligung außerordent⸗ 
licher Ausgaben; 4) die Abnahme der Jahresrechnung; 5) die 
Abänderung und die Interpretation dieſer Statuten. ! 

Die Jahresrechnung trägt der Rendant im Namen des 
Verwaltungsrathes vor, erſtattet dabei Bericht über die Ge⸗ 
ſchäfte des verfloſſenen Jahres und legt eine vollſtändige Bi⸗ 
lanz des Vermögenszuſtandes der Wittwenkaſſe vor. Zur Ab⸗ 
nahme der Rechnung erwählen die Mitglieder drei Perſonen 
aus ihrer Mitte, denen die Rechnungen, die Bücher, die Be⸗ 
läge, ein vom Verwaltungsrathe als richtig beſcheinigter Final⸗ 
Kaſſenabſchluß, der Baarbeſtand und die der Kaſſe gehörenden 
Werthpapiere vorzulegen ſind. 

§. 8. Aufbewahrung der Kaſſe. Die der Kaſſe ge⸗ 
hörenden Hypotheken und auf den Inhaber lautenden Papiere 
werden in dem feuerfeſten Geldſchranke der Schulkaſſe oder an 
einem anderen als ſicher bekannten Orte in einem eiſernen Ka⸗ 
ſten, in dem auch die Statuten liegen, aufbewahrt, oder ſie 
werden der Kaiſerlich Deutſchen Reichsbank zu Berlin als „of⸗ 
fenes Depot“ übergeben. Je einer der drei zu dem Dokumen⸗ 
tenkaſten gehörenden Schlüſſel iſt im Verwahrſam des Vorſit⸗ 
zenden, des Rendanten und eines Mitgliedes des Aufſichts⸗ 
rathes. 

§. 9. Reviſion der Statuten. Die Statuten der Kaſſe 
können nach Maßgabe von $. 7 in jeder Generalverſammlung 
revidirt und abgeändert werden, das Reſultat der Reviſion 
aber darf, wie jetzt, ſo künftig, wohlerworbene Rechte in keiner 
Weiſe beeinträchtigen oder verletzen und bedarf in jedem ein⸗ 
zelnen Falle der Genehmigung der Miniſterien des Innern und 
der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

Berlin, am 18. Auguſt 1876. 

Namens der Generalverſammlung: 

Dr. M. Strack, Schönermark, 
Prorekt. d. k. Realſchule. Direkt. d. k. Eliſabethſchule. 
Dr. Schumacher. E. Möllinger. Dr. Stäckel. 


gez. Kern. 


Vorſtehende revidirte Statuten der Lehrer⸗Wittwenkaſſe des 
Königl. Friedrich-Wilhelms-Gymnaſiums, der Königl. Real-, 
Eliſabeth⸗ und Vorſchule zu Berlin vom 18. Auguſt d. J. wer⸗ 
den hierdurch von uns mit der Maßgabe beſtätigt, daß die an⸗ 
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derweite Normirung der Penſionen — 8. 5 Uebergangsbeſtim⸗ 
mung — unſerer Genehmigung vorbehalten bleibt. 
Berlin, den 25. November 1876. 
(L. S.) 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ u. Medizinal⸗Angelegenh. 
In Vertretung: gez. Sydow. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: gez. Ribbeck. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Merſeburg und des 
Königlichen Konſiſtoriums zu Magdeburg, die Singumgünge der 
Lehrer und Kirchendiener betreffend. Vom 21. Juli und 
5. September 1877. 

Merſeburg, den 21. Juli 1877. 
Die mehrfach mit den Singumgängen verbundenen Miß⸗ 
ſtände, welche ſich erfahrungsmäßig hauptſächlich hinſichtlich der 
Stellung der Lehrer, der Geſundheit der Lehrer und Schulkinder, 
ſowie der Ertheilung des Unterrichtes geltend machen, laſſen die 
möglichſte Einſchränkung und allmähliche Beſeitigung ſolcher Um: 
gänge geboten erſcheinen. Zu dem Ende verordnen wir daher 
e 
1. Vom 1. Januar 1878 an iſt bei eintretender Erledigung 
von Lehrerſtellen der muthmaßliche Ertrag aus Singum-⸗ 
gängen in die Vokationen, bezw. Einkommenverzeichniſſe 
weder überhaupt, noch als ein gewährleiſteter, oder un⸗ 
widerruflicher Theil des Dienſteinkommens aufzunehmen. 
Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß der bisher in Be: 
tracht gekommene Betrag im Falle der Erledigung auf das 
Dienſteinkommen nicht mehr in Anrechnung zu bringen iſt. 

2. Die von dem vorbezeichneten Termine an bei Wiederbe⸗ 
ſetzung von Schulſtellen angeſtellten Lehrer haben ſich bei 
Meidung disziplinariſcher Ahndung der Ausübung der 
Singumgänge unter Hinzuziehung von Schulkindern zu 
enthalten. 

3. Diejenigen Schulſtellen, bei welchen ſeither der Ertrag aus 
den Singumgängen einen Theil des Dienſteinkommens 
gebildet hat und in Folge des Wegfalles dieſes Einkom⸗ 
menstheiles das Dienſteinkommen unter den Minimalſatz 
herabſinkt, iſt der entſprechende Ausfall jedenfalls bis auf 
Höhe des Minimalſatzes von den zur Aufbringung des 
Lehrergehaltes Verpflichteten anderweitig zu erſetzen. 

4. Ob bei ſolchen Stellen, welche nach Wegfall der Ein⸗ 
nahme aus den Singumgängen ein den Minimalſatz über⸗ 
ſteigendes Einkommen verbleibt, mit Rückſicht auf die Be⸗ 
deutung des Amtes und auf die örtlichen Verhältniſſe ein 
billig zu bemeſſender Erſatz zu gewähren iſt, bleibt unſe⸗ 
rer Prüfung in jedem einzelnen Falle vorbehalten. 

5. Was die beſtehenden Singumgänge anlangt, ſo iſt deren 
Beſeitigung herbeizuführen, wenn ſolche von den Bethei⸗ 
ligten gewünſcht wird. Die Entſchädigung iſt nach Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Lehrer und den zur Aufbringung 
des Lehrergehaltes Verpflichteten zu gewähren, wobei in 
der Regel der Durchſchnitt des Ertrages der letzten 6 Jahre 
als Anhalt zu nehmen iſt. 

6. Sollten bei noch zuläſſigen Singumgängen Mißſtände her⸗ 
vortreten, welche im Schulintereſſe nicht geduldet werden 
können, fo behalten wir uns vor, die Umgänge auch ge: 
gen den Willen der Betheiligten aufzuheben, namentlich 
die Mitnahme von Kindern zu verbieten und die dem 
Lehrer zu gewährende Entſchädigung feſtzuſetzen. 

7. Zu den Verhandlungen über die Beſeitigung derjenigen 
Singumgänge, welche nachweislich kirchlicher Natur und 


mit einem kirchlichen Amte verbunden ſind, ſo wie über 

die Feſtſtellung der zu gewährenden Entſchädigung ſind 

außer den Schulgemeinden auch die kirchlichen Gemeinde⸗ 

Organe (Gemeinde⸗Kirchenräthe) heranzuziehen. 

Wir benachrichtigen hiervon die Herren Superintendenten 
unter Bezugnahme auf unſere Zirkularverfügung vom 13. De⸗ 
zember 1875 zur Beachtung bei vorkommenden Fällen mit dem 
Auftrage, von dem Inhalte dieſer Anordnung die einzelnen 
Schulvorſtände und Lehrer baldigſt in Kenntniß zu ſetzen. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Schede. 


An 
die ſämmtlichen Herren Superintendenten (mit 
e von ng und Halle reformirt). 
r 


Magdeburg, den 5. September 1877. 

Indem wir vorſtehende Verfügung der Königl. Regierung 
zu Merſeburg auch unſererſeits wegen des dabei konkurrirenden 
kirchlichen Intereſſes zur Kenntniß der betreffenden Herren 
Ephoren und Geiſtlichen bringen, machen wir namentlich auf 
pos. 7 aufmerkſam. Es haben hierdurch die Rechte der Kir⸗ 
chengemeinden auf die Singumgänge, ſoweit ſie kirchlicher Na⸗ 
tur ſind, gewahrt werden ſollen und erwarten wir von den 
Gemeinde-Kirchenräthen, daß ſie überall, wo das Letztere der 
Fall iſt, dieſes Intereſſe — namentlich auch zur Sicherſtellung 
der mit den Singumgängen etwa verbundenen kirchlichen 
Einkommenstheile der Kantoren und Küſter — gewiſſenhaft 
wahrnehmen werden. 

Königliches Konſiſtorium der Provinz Sachſen. 
Noeldechen. 


Zirkular an die Ephoren u. Geiſtlichen 
des Regierungsbezirks Merſeburg. 
Nr. 5930. 


Kaiſerthum Oeſterreich. 
Statut für die k. k. Kunſtſchule in Krakau. Vom 31. Juli 1877. 

8.1. Die Kunſtſchule in Krakau hat die Aufgabe, einer⸗ 
ſeits Gelegenheit zur Ausbildung im Freihandzeichnen zu ge⸗ 
ben, andererſeits zu ſelbſtſtändiger künſtleriſcher Thätigkeit in der 
Malerei heranzubilden. 

8.2. An dieſer Schule werden gelehrt und zwar: 

a) als Hauptfächer: Freihandzeichnen und Malen, 

b) als Hilfsfächer: Anatomie, Perſpektive und Styllehre 
(in Verbindung mit praktiſchen Uebungen), Welt⸗ 
und Kulturgeſchichte und Kunſtgeſchichte. 

§. 3. An der Schule beſtehen für die im 8. 2 angeführ⸗ 
ten Hauptfächer: 

1. eine allgemeine Zeichenſchule, 
2. eine allgemeine Malerſchule. 

Ueber die angeführten Hilfsfächer werden beſondere Bor: 
träge gehalten. 

Die Einrichtung dieſer Schulen beſtimmt die Studienord⸗ 
nung, welche dem Unterrichtsminiſterium zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen iſt. 

8.4. Aufgabe der allgemeinen Zeichenſchule it: jenen 
Perſonen, welchen die Aneignung einer gewiſſen Fertigkeit im 
Freihandzeichnen für ihren Beruf ein Bedürfniß iſt und ins⸗ 
beſondere ſolchen, die ihre künſtleriſche Begabung erproben und 
ſich für eigentliche Kunſtſtudien vorbereiten wollen, Gelegenheit 
zu ihrer Ausbildung zu geben. 

Gleichzeitig wird dieſe Schule in einem dreijährigen Kur⸗ 
ſus auch Lehrkräfte für den Zeichenunterricht an Volks-, Bür⸗ 


621 Oeſterreich: Statut f. die k. k. Kunſtſchule in Krakau. Vom 31. Juli 1877. 


622 
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ger⸗ und Mittelſchulen auf Grund der diesbezüglichen Normen 
heranzubilden haben. 

In dieſe Schule werden alle Jene unbedingt aufgenom⸗ 
men, welche die vierte Klaſſe der Unterrealſchule oder des Real⸗ 
gymnaſiums mit genügendem Erfolge zurückgelegt haben. 

Dagegen haben jene Aufnahmswerber, welche das Unter⸗ 
gymnaſium mit gutem Erfolge abſolvirt oder welche den An⸗ 
forderungen des §. 21 des Reichs-Volksſchulgeſetzes vom 14. 
Mai 1869 in Betreff der Schulpflicht bereits genügt haben, 
ſowie Perſonen, welche im reiferen Alter ſtehen, eine entſpre⸗ 
chende Fertigkeit im Freihandzeichnen durch eine Aufnahmsprü⸗ 
fung nachzuweiſen. 

8.5. Aufgabe der allgemeinen Malerſchule iſt, den Zög⸗ 
lingen Gelegenheit zur Erlangung jenes Grades von künſtleri⸗ 
ſcher, ſowohl allgemeiner, als techniſcher Bildung zu geben, 
welche ihn zur ſelbſtſtändigen Uebung der Malerei genügend 
vorbereitet. 

Zum Eintritte in dieſe Schule, welche in der Regel eine 
Lehrzeit von drei Jahren umfaßt, ift erforderlich: 

a) der Nachweis über die mit gutem Erfolge beendeten 
Studien des Untergymnaſiums, der Unterrealſchule oder einer 
mit dieſen Anſtalten gleichſtehenden Schule oder über ein Wiſ⸗ 
ſen, welches dem an dieſer Schule verlangten, gleichkommt; 

b) der Nachweis einer über die Elemente der bildenden Kunſt 


hinausgehenden Ausbildung, durch Vorlage von Proben und 


Ablegung einer Aufnahmsprüfung, deren Ergebniß den Beruf 
des Kandidaten zum Studium der Malerei annehmen läßt. 

Von dieſer Prüfung find die abſolvirten Schüler der Zei⸗ 
chenſchule befreit, wenn ſie mittelſt eines Zeugniſſes eine genü⸗ 
gende Zeichenfertigkeit nachweiſen. 

8.6. Im Falle des Bedarfes und der Möglichkeit kann 
eine Spezialſchule für Hiſtorienmalerei eröffnet werden, welche 
die Zöglinge zu ſelbſtſtändiger Thätigkeit in dieſem Zweige der 
Kunſt heranzubilden hat. 

Zum Eintritte in dieſelbe iſt erforderlich entweder der Nach⸗ 
weis über die mit gutem Erfolge beendeten Studien an der 
allgemeinen Malerſchule, oder daß der Kandidat durch Vorlage 
von Proben und Ablegung einer Aufnahmsprüfung über ſein 
Können und Wiſſen darthun kann, daß er das in der genann⸗ 
ten Schule angeſtrebte Ziel erreicht hat. 

§. 7. Das Perſonale der Kunſtſchule beſteht: 

1) aus Einem Direktor in der VI. Rangklaſſe, mit den Be⸗ 
zügen eines ordentlichen Profeſſors an der Krakauer Univerſität; 

2) aus zwei Profeſſoren in der VIII. Rangklaſſe, mit dem 
Jahresgehalte von 1200 fl., dem Rechte der Vorrückung in 5 
Quinquennalzulagen à 200 fl. und der Aktivitätszulage von 
360 fl., und 

3) aus zwei Profeſſoren in der IX. Rangklaſſe, mit dem 
Jahresgehalte von 1000 fl., dem gleichen Quinquennal-Vor⸗ 
rückungsrechte und der Aktivitätszulage von 300 fl. 

Für die Hilfsfächer wird durch Berufung von honorir⸗ 
ten Dozenten Sorge getragen. 

In der Zeichen-, ſowie in der Malerſchule kann bei ein⸗ 
tretender Ueberfüllung der Schule oder bei ſonſt nachgewieſe⸗ 
nem Bedürfniſſe die Aufnahme von Aſſiſtenten von Fall zu 
Fall vom Unterrichtsminiſterium geſtattet werden. 

§. 8. An der Kunſtſchule beſtehen zur Förderung der künſt⸗ 
leriſchen Bildung Stipendien, bezüglich deren beſondere Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend ſind. 

§. 9. Die allgemeine Malerſchule, ſowie eventuell die Spe⸗ 
zialſchule für Hiſtorienmalerei, veranſtaltet jährlich Schulaus⸗ 


ſtellungen. Die Spezialſchule ift auch zur Beſchickung der grö⸗ 
ßeren periodiſchen, in Verbindung mit der Wiener Akademie 
veranſtalteten Staatsausſtellungen verpflichtet. 

8.10. Für die Anſchaffung von Büchern, Kupferſtichen 
und Gypsabgüſſen beſteht eine beſondere Kommiſſion unter dem 
Vorſitze des Direktors und Beiziehung der betreffenden Profeſ⸗ 
ſoren und Dozenten. Dieſelbe hat am Schluſſe eines jeden Schul⸗ 
jahres an das Miniſterium über ihre Thätigkeit zu berichten. 

§. 11. Der Obſorge des Direktors ſind die Geſchäfte, 
welche keiner höheren Entſcheidung bedürfen, wie auch alle un⸗ 
verſchieblichen Vorkehrungen, letztere mit proviſoriſcher Giltig⸗ 
keit, überlaſſen. 

Er erſtattet die Vorſchläge wegen Ernennung von Profeſ⸗ 
ſoren und Zulaſſung von Dozenten, ſowie wegen Zuerkennung 
von Stipendien und legt den Jahresbericht über den Stand 
und Fortgang des Unterrichtes dem Miniſterium vor. Seine 
beſondere Obliegenheit iſt ferner, über alle Theile der Anſtalt 
nähere Aufſicht zu führen und darüber zu wachen, daß in die⸗ 
ſer Hinſicht dem Statute Folge geleiſtet werde. 

Ihm iſt das geſammte Perſonale untergeordnet. Er macht 
die Einladungen zu allen Verſammlungen des Lehrkörpers und 
führt bei denſelben den Vorſitz. 

Schließlich iſt derſelbe zu einer angemeſſenen Betheiligung 
am Unterrichte verpflichtet. 

§. 12. Der Lehrkörper der Kunſtſchule beſteht aus den 
Profeſſoren der allgemeinen Zeichen- und Malerſchule. Seine 
Aufgabe iſt, alle inneren Angelegenheiten der Schule in Bera⸗ 


thung zu ziehen und Vorſchläge in dieſer Richtung zu erſtatten. 


Er verſammelt ſich auf Aufforderung des Direktors min- 
deſtens einmal im Monate. Die Sitzungsprotokolle ſind dem 
Miniſterium vorzulegen. 

§. 13. Zu dem Zwecke eines geregelten Vorganges in den 
Verſammlungen des Profeſſoren⸗Kollegiums dient eine Geſchäfts⸗ 
ordnung, welche dem Miniſterium zur Genehmigung vorzule⸗ 
gen iſt. 

8.14. Die Kunſtſchule iſt dem Unterrichtsminiſterium un⸗ 
tergeordnet, die Korreſpondenz mit demſelben geht jedoch durch 
das Statthalterei⸗Präſidium in Lemberg. 

Wien, am 31. Juli 1877. 


Stremayr m. /p. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 39: Amtliches. Leitartikel: e Unterrichtsſtatiſtik 
des Preußiſchen Staats. Generalverſammlung des Brandenburgiſchen Provin⸗ 
zialpereins. Korrespondenzen: Berlin (Die Aeußerung Sr. Majeſtät des 
Kaiſers gegen rheiniſche Geiſtliche. Zur Abhilfe des Lehrermangels. Tarif 
für die Umzugskoſten. Das Züchtigungsrecht der Lehrer. Perſonalien); Saar⸗ 
brücken (Kreislehrerkonferenz, Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: 
Frankfurt a. O. Halle a. S. Wiesbaden. Stille Nacht, heilige Nacht. 
Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. — Die Beilage (Organ des Ver⸗ 
eins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen) enthält: Bericht über die Ver⸗ 
ſammlung des Vereins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen am 4. Septbr. 
1877 im Rathhauſe. Dr. Rauch's Vorträge über die Methodik des deutſchen 
Sprachunterrichts. Einige Fragen aus der Methodik des deutſchen Auffatzes. 
Ueber die Eutſtehung und Bildung unſere Erde, Vortrag von Dr. Fr. Brül⸗ 
low. Styl und Mode, von W. Chodowiecki. 


Buches: Dr. Airy’s Naturheilmethode (90. Aufl.) 
überzeugen will, einen Auszug daraus gratis und 
Il franco zugefandt von Richter 's Verlags-Anfalt in 
Leipzig. Kein Kranker verſäume, ſich den Auszug 

| kommen zu laſſen. 3 


uf Franco-Verlangen erpätt Jeder, 
welcher fih von dem Werthe des illuſtrirten 


Anzeigen. 


Anzeigen. 


Lehr- und Lernmittel-Apparate 


zum 


physikalischen und chemischen Unterrichte. 


Wir eröffnen mit dem 1. Oktober cr. eine 


Lehr- und Lernmittel-Ausſtellung 


speziell für den 


physikalischen und chemischen Unterricht 
Volks- und Bürgerschulen, 


anschliessend an unsere Ausstellung der vollkommenen Apparate für den höheren Unterricht in genannten Fächern. 
Indem wir zu zahlreichem Besuche hierdurch ergebenst einladen, halten wir unser 


Etablissement zur Anfertigung von physikalischen und chemischen Apparaten 


bestens empfohlen. 


Berlin SW., 


Königgrätzerstrasse 112. 


Dr. Hermann Rohrbeck. 


In Firma: 


M. Rohrbeck, J. F. Luhme & Co., 


Fabrikanten. [104] 


Verlag von Wilhelm Violet in Leipzig. 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen. 


Tabellen, Jahreszahlen und Formeln 


aus der 
Welt-, Kirchen-, Litteratur- und Kunstgeschichte, der Mathematik, 
Astronomie, Physik, Chemie, Naturkunde und Geographie, 
nebst 
einer Weberfiht der Maaß, Gewichts- und Münz-Syſteme. 


Preis cart. 1 Mark 80 Pfge., eleg. geb. 2 Mark. 
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K Preussisches, 
Grossherzogl. Badisches, 
Herzogl. Sächsisches, 

u Fürstl. Hohenzollern’sches 


un 
Fürstl. Rumänisches 


Hof-Pianoforte-u.Kunst-Institut, © 


Magdeburg, Serlinerfir. Ur. 25 u. 26. 

Beſte Bezugsquelle für preisgekrönte Pianino's, Flügel, 
Harmoniums (Eſtey⸗Cottage⸗Orgeln) und Oeldruck⸗Gemälde 

jeden Genres. Alquiſition durch leichteſte Ratenzahlungen. 
Fünfjährige kontraktliche Garantie. Die Herren Lehrer er⸗ 

halten bekannten Rabatt. An⸗ und Verkauf gebrauchter Juſtrumente. E 

Preisliſten, Proſpekte und illuſtrirte Kataloge gratis. [106] 

Wilhelm Emmer, 
Juhaber der Verdienft- Medaille für Kunſt 
und Wiſſenſchaft. 


niſchen Inſeln. 


Soeben bei Carl Flemming in Glogau erſchienen: 


Handbuch 
Erdbeſchreibung und Staatenkunde. 


V 
Dr. Schneider und Fr. Eduard Keller. 


2. vollſt. umgearbeitete Aufl. 17. Lieferung. 
Band II. Titel, Inhaltsverzeichniß und Bogen 39 — 42. 


Dieſe ſoeben zur Ausgabe gekommene 17. Lieferung enthält, auf den aller⸗ 
neueſten Forſchungen beruhend, den Schluß von Afrika, und zwar: Die 
Transvaal oder Südafrikaniſche Republik. Die Britiſchen Beſitzungen in 
Südafrika. Das Kapland. Das Griqualand. Das Land Natal. Die afri⸗ 
kaniſche Inſelwelt. Die Inſelgruppe der Azoren. Die Inſelgruppe Madeira. 
Die Inſelgruppe der Canaren. Die Capverdiſchen Inſeln. Die Guinea⸗ 
Inſeln. Die Ozeaniſchen Juſeln. Die Juſel Madagaskar. Die Maskare⸗ 
Die Inſeln ſüdlich des Wendekreiſes. . 

Der III. Band wird das „Deutſche Reich“ enthalten, gleichfalls von 
Friedr. Eduard Keller bearbeitet. Die 1. (18.) Lief. wird binnen 14 
Tagen zur Ausgabe gelangen. [107] 


Verlag von R. L. Friderichs in Elberfeld. 


Lehrbuch der Geometrie als Leitfaden 
beim Unterricht an höheren Lehranstalten. Von W. Mink. 
5. Auflage. Preis broschirt 3 Mark. 


Lehrbuch der französ. Sprache. Von W. Heiner. 


I. Cursus. Preis cartonirt 1 Mark 50 Pf. 
Speciell für das Bedürfniss derjenigen Schulen bearbeitet, die das Fran- 
zösische als erste fremde Sprache lehren. 


Probe-Exemplare 


[108] 
werden von der Verlagshandlung gerne zur Verfügung gestellt. 


Beitellungen 
auf die „Deutſche Schulzeitung“ wie auf die „Deutſche 
Schulgeſetz⸗Sammlung“ werden noch bei allen Buch⸗ 
handlungen und Poſtanſtalten angenommen und die erſchie⸗ 
nenen Nummern reſp. Quartale auf Verlangen nachgeliefert. 


Für die Redaktion verantwortl.: Fr. Eduard Keller. Berlin SO, Michgelkirchplatz 7. — Kommiſſ.⸗Verl. v. R obert Oppenheim in Berlin W., Karlsbad 6- 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


